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„Das Umlageverfahren muss durch echte 
Kapitaldeckung ergänzt werden“
Martin Werding, Professor für Sozialpolitik und öffentliche Finanzen, über die Fehler bei der Entwicklung des Rentensystems, warum das Rentenpaket 
der Bundesregierung in keiner Weise den Anforderungen genügt und wieso der Reformeifer der Politik plötzlich nachgelassen hat INTERVIEW: FRANK MUCK

Herr Professor Werding, Sie haben 
das Rentenpaket der Bundesregie-
rung kritisiert. Was passt Ihnen 
daran nicht?
Im Grunde ist das Rentenpaket Aus-
druck der Konzeptlosigkeit der Bun-
desregierung. Die Politik will gar 
nichts tun. Weder will sie die Regelal-
tersgrenze heraufsetzen, noch 
möchte sie, dass der Beitragssatz 
steigt. Zusätzlich will sie das jetzige 
Sicherungsniveau dauerhaft halten. 
Alles zusammen funktioniert nicht. 
Das Generationenkapital hat man 
eingeführt, damit es so aussieht, als 
würde man irgendetwas für die 
Finanzierung des Ganzen tun. Aber 
im Grunde ist es eine Aufkündigung 
der Grundidee der letzten Reformen, 
dass man die Lasten, die sich durch 
die ungünstige demografische Ent-
wicklung auftürmen, in irgendeiner 
Weise vertretbar verteilt zwischen 
Alt und Jung. 

Müssten die Jüngeren tatsächlich 
so viel schultern?
Ja, auf jeden Fall. Vor allem aber kann 
diese Belastung verschiedene For-
men annehmen. Das können die 
Abzüge vom Brutto sein, es können 
aber auch ihre Beschäftigungschan-
cen darunter leiden. Wenn Arbeitge-
ber aufgrund der steigenden Lohnne-
benkosten sagen, es lohnt sich für 
mich eher nicht mehr, in Personal zu 
investieren, dann hat sich die 
Arbeitskräfteknappheit von dieser 
Seite aus erledigt.

Sie ist zwar damals sprunghaft ange-
stiegen. Aber wenn man fragt, wie 
viel Prozent des letzten Erwerbsein-
kommens man braucht, um seinen 
Lebensstandard erhalten zu können, 
dann kann so ein System, das die 
gesamte Erwerbskarriere eins zu eins 
in Entgeltpunkten abbildet, nie den 
zuletzt erreichten Lebensstandard 
sichern. Die Frage ist immer, wieviel 
man ergänzend kapitalgedeckt vor-
sorgen muss. Wenn wir das spätes-
tens vor 20 Jahren ernst genommen 
und f lächendeckend ergänzende 
Vorsorge auf den Weg gebracht hät-
ten, dann würden wir heute ganz 
anders über Alterssicherung diskutie-
ren.

Gibt es dafür Beispiele?
Die Schweden haben Ende der 
1990er-Jahre wegen einer ähnlichen 
demografischen Entwicklung den 
Beitragssatz zum Umlagesystem ein-
gefroren – bei einem Niveau, das sie 
tragbar fanden. Daneben zahlen sie 
eine Zusatzkomponente des Beitrags 
direkt in eine verpflichtende, kapital-
gedeckte Altersvorsorge, die sehr 
stark in Aktien investiert – und damit 
viel bessere Anlageprodukte beinhal-
tet, als unsere Riester-Rente nutzen 
durfte. Im Gesamtpaket sind die 
Schweden mit dieser Altersvorsorge 
vollkommen zufrieden.

Wo liegt deren Rentensatz?
Nach Zahlen der OECD im Mittel 
knapp 20 Prozent höher als bei uns. 
Im internationalen Vergleich stehen 
wir schlecht da, weil unsere Alters-
struktur jetzt schon ziemlich 
ungünstig ist. Wir sind nach Japan 
das am zweitschnellsten alternde 
Land der Erde. Aufgrund eines sehr 
schnellen und starken Geburtenrück-
gangs zwischen Mitte der 1960er- 
Jahre und Mitte der 1970er-Jahre 
verschlechtert sich bei uns in den 
nächsten 15 Jahren die Altersstruktur 
massiv weiter und wird danach lang-
fristig nicht wieder besser. 

Das müsste doch inzwischen allen 
klar sein, oder?
Viele denken, wir müssten nur einen 
Zeitraum überbrücken, solange die 
Babyboomer den Anstieg der demo-
graphischen Alterslast beschleuni-
gen. Das Problem wird sich aber bis 
2045 verschärfen. Das ist klar abseh-
bar, denn die demografischen Struk-
turen in 20 Jahren werden vor allem 
dadurch bestimmt, wie die Alters-
struktur heute ist, weil bis dahin alle 
Personen 20 Jahre älter werden. 
Danach wird es im günstigsten Fall 
nicht noch schlechter. Im mittleren 
Fall verlangsamt sich die Entwick-
lung. Im ungünstigsten Fall mit sehr 
wenig Zuwanderung, niedrigen 
Geburtenzahlen und stark steigender 
Lebenserwartung nimmt der Alten-
quotient weiter deutlich zu. Wir brau-
chen aus heutiger Sicht ein Alterssi-
cherungssystem für eine dauerhaft 
gealterte Bevölkerungsstruktur und 
dafür leistet die Regierung eben 
nichts. 

Warum sind wir hier so zögerlich, 
was Reformen angeht?
Zunächst mal muss man fair sein: Wir 
hatten in Deutschland zwei relativ 
heftige Reformphasen, die der demo-
grafischen Alterung frühzeitig entge-
genwirken sollten. Das war die Ren-
tenreform von 1989 mit massiven 
Einschnitten. Damals wurden bei-
spielsweise die ganzen Bildungs-An-
rechnungszeiten für Akademiker 
gestrichen. Das Rentenalter wurde 
auf 65 Jahre vereinheitlicht hochge-
zogen. Sonderregelungen wurden 
abgeschafft. Im Grunde wurde die 
Versicherungslogik des Systems mas-
siv gestärkt. Die Wiedervereinigung 
hat dann die Rechnungsgrundlagen 
zum Schlechten verändert. Von Ende 

der 1990er-Jahre bis 2007 hat es meh-
rere Reformen gegeben, mit denen 
der Rentenanpassungsmechanismus 
korrigiert und die Regelaltersgrenze 
heraufgesetzt wurden. In beiden Fäl-
len hatten wir jeweils einen Zeithori-
zont von gut zehn, 15 Jahren in die 
Zukunft, bis nachzusteuern war. Um 
das Jahr 2020 hätte die nächste Stufe 
gezündet werden müssen und das ist 
eben nicht passiert.

Warum nicht?
Der Arbeitsmarkt war plötzlich struk-
turell besser aufgestellt. Der demo-
grafische Alterungsprozess hat nach 
2010 ein paar Jahre Pause gemacht. 
All das hat die Politik irgendwie aus 
dem Tritt gebracht und man hat wie-
der angefangen, Geschenke zu vertei-
len: Rente mit 63, Mütterrente. Das 
schafft zusätzliche Belastungen. 
Jetzt ist es verdammt spät für Refor-
men. Die Politiker trauen sich mit 
Blick auf die Altersstruktur ihrer 
Wählerinnen und Wähler nicht, 
zuzugeben, dass die nächsten 15 
Jahre trotz weiterer Reformen hart 
werden und dass wir erst danach 
rauskommen können aus der Ein-
bahnstraße ständig steigender Bei-
tragssätze.

Österreich hat zusätzlich Beamte 
mit ins System integriert. Bei uns 
wird bestritten, dass das funktio-
niert. Warum eigentlich?
Für die Reformfähigkeit unserer 
Altersvorsorge wäre es besser, wir 
hätten ein einheitliches System. Ob 
das rechtlich zulässig ist, ist eine 
andere Frage. Wir haben im Sachver-

ständigenratsgutachten vorgezeich-
net, wie man es ökonomisch schlüs-
sig machen könnte. Allerdings 
kommt keine Entlastung für die 
gesetzliche Rente dabei heraus. Die 
Altersstruktur der Beamten und der 
Versorgungsempfänger von Ländern 
und Gemeinden ist mindestens 
genauso schlecht wie die des gesetz-
lichen Rentensystems und wenn sie 
zwei Systeme mit einer schlechten 
Altersstruktur, die aus laufenden 
Mitteln gespeist werden, zusammen-
fügen – wo soll da zusätzliches Geld 
herkommen? 

Wie könnte es dennoch gehen?
Aus unserer Sicht müsste die Integra-
tion so ablaufen, dass die Beamten 
ins Rentensystem reingehen, ihre 
Beiträge aber zur Verfügung stehen, 
um damit die bisherigen Versor-
gungsansprüche abzulösen. Dann 
hätten wir irgendwann in 30, 40 Jah-
ren die Beamten alle im Rentensys-
tem. Sie bräuchten zusätzlich eine 
betriebliche Zusatzversorgung für die 
Beamten. Das haben auch die norma-
len Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst. Wir wollen Verfassungstreue, 
Unbestechlichkeit und diese Dinge 
ermöglichen, honorieren oder ein 
Stück weit auch erzwingen.

Nochmal zum Rentenpaket: Wenn 
man bedenkt, wie wichtig kapital-
gedeckte Vorsorge ist, ist die Idee 
mit dem Generationenkapital doch 
gar nicht schlecht, oder?
Das Generationenkapital besteht aus 
kreditfinanzierten Mitteln, die man 
der Rentenversicherung leiht. Darauf 

sind, wie für sonstige Staatsschuldti-
tel, Zinsen zu derzeit zwei Prozent zu 
zahlen. Man legt diese am Aktien-
markt an und versucht deutlich 
höhere Renditen zu erzielen. Mit der 
Differenz sollen die laufenden Ren-
tenzahlungen unterstützt werden. 
Das Generationenkapital soll nach 
einer Aufbauphase von 15 Jahren 
rund 200 Milliarden Euro umfassen. 
Danach soll aus diesem kollektiv 
gehaltenen Kapital immer die 
Ertragsdifferenz rausgenommen wer-
den. Wo diese Renditedifferenz in 15 
Jahren steht, wissen wir nicht. Wenn 
dann die Aktienmärkte mal global 
wegknicken, können in einzelnen 
Jahren auch Verluste rauskommen. 
Der Plan, dass man pro Jahr ungefähr 
zehn Milliarden Euro rausziehen 
kann, ist alles andere als verlässlich. 
Selbst wenn man es schafft, sind 
zehn Milliarden ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Das wären bestenfalls 
die Rentenausgaben einer Woche, 
eher weniger. Es ist weit davon ent-
fernt, zum Beispiel den Unterschied 
im Beitragssatz wettzumachen, den 
wir durch die Haltelinie haben. 

War wäre alternativ möglich?
Man könnte jetzt ergänzende Kapital-
deckung endlich richtig betreiben 
und den Jungen damit eine Chance 
bieten, sich über die nächsten 20, 30 
Jahre wirklich eine auskömmliche 
Zusatzsicherung zu erwerben. 
Gleichzeitig müsste man im Umla-
gesystem ein paar Stellschrauben 
finden, die verhindern, dass die Jun-
gen dafür gar kein Geld haben, also 
die Beitragsbelastung letztlich dämp-
fen. Dazu zählen die Heraufsetzung 
der Regelaltersgrenze und ihre 
Anbindung an die Lebenserwartung. 
Das wäre eine völlig logische Konse-
quenz, da wir länger leben und im 
Durchschnitt auch länger gesund und 
erwerbsfähig sind. Nach der Umset-
zung, die der Sachverständigenrat 
vorgeschlagen hat, wären wir unge-
fähr 2090 bei einer Regelaltersgrenze 
von 70 Jahren – bei einer Lebenser-
wartung, die um fünf Jahre gestiegen 
ist.

Fazit: Die Politik muss sich wieder 
dransetzen und neu justieren?
Zwei Dinge sind uns im Sachverstän-
digenrat wichtig: Wegen der steigen-
den Lebenserwartung muss die 
Regelaltersgrenze heraufgesetzt wer-
den. Passend dazu muss das Umlage-
verfahren durch echte Kapitalde-
ckung ergänzt werden. Weil wir 
weniger Beitragszahler haben, ist im 
Umlageverfahren selbst keine Kom-
pensation möglich. Das ist der lang-
fristige Weg, reicht aber noch nicht, 
um das System in den nächsten 15 
Jahren zu stabilisieren. Bis dahin 
müssen wir die Probleme mit einem 
Ausgleich zwischen Alt und Jung 
überbrücken: auf Inflationsanpas-
sung wechseln, eventuell umschich-
ten zwischen höheren und niedrigen 
Renten, den Nachhaltigkeitsfaktor 
wieder einführen, am besten mit 
einer verschärften Lastenteilung. 
Rentner und Beitragszahler sollten je 
50 Prozent übernehmen. Das hätte 
zwar heftige Auswirkungen auf das 
Rentenniveau, doch die Maßnahmen 
insgesamt hätten den positiven 
Effekt, dass das Zugangsrentenni-
veau steigt, weil sich das gesamte 
Ausgabenvolumen freundlich entwi-
ckelt. Alle Renten würden mit der 
Laufzeit im Niveau leicht absinken. 
Solche Maßnahmen zu kombinieren, 
könnte hier helfen, politisch gang-
bare Wege zu finden. 

Martin Werding ist Mitglied des Sachverstän-
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung – den sogenannten 
Wirtschaftsweisen – und seit 2008 Professor 
für Sozialpolitik und  öffentliche Finanzen an  
der Ruhr-Universität  Bochum (RUB)
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Man sollte eine Anhebung 
der Regelaltersgrenze  
nicht nach den Härte fällen 
 richten.“

Eine Maßnahme zur gerechteren 
Lastenverteilung wäre die Herauf-
setzung der Regelaltersgrenze. Als 
Gegenargument kommt dann 
immer der 67-jährige Dachdecker, 
dem man die hohe Belastung in 
keinem Fall weiter zumuten könne. 
Ist die Kritik denn unberechtigt? 
Man sollte eine Anhebung der Regel-
altersgrenze nicht nach den Härtefäl-
len richten, sondern nach dem 
Durchschnitt. Härtefallregelungen 
kann man zusätzlich treffen. Dieser 
67-jährige Dachdecker ist aber im 
Grunde eine Kunstfigur. Es gibt 
Untersuchungen, die zeigen, dass 
weniger als 30 Prozent der 30-jähri-
gen Dachdecker  überhaupt weitere 
30 Jahre in dem Beruf bleiben. Es ist 
ein Beruf, in dem Beschäftigte sich 
immer schon mit fortschreitendem 
Alter umorientiert haben, zum Bei-
spiel indem sie im selben Betrieb 
andere Aufgaben übernommen 
haben. Jedenfalls ist es nicht so, dass 
viele 67-Jährige noch ständig  auf die 
Dächer klettern. Das ist schlicht 
empirisch falsch.

Dass das umlagefinanzierte Ren-
tensystem als Alterssicherung 
alleine nicht mehr reicht, ist ja 
schon länger bekannt. War es ein 
Fehler, überhaupt an diesem Sys-
tem festzuhalten oder hätte es eine 
Alternative gegeben?
Ein Umlagesystem kann man nicht 
einfach einstellen, weil es zu jedem 
Zeitpunkt Versicherte gibt, die 
Ansprüche ans System haben. Der 
sauberste Ansatz wäre, die Teil-
nahme am Umlagesystem verpflich-
tete die Mitglieder, einen festen Pro-
zentsatz ihres Einkommens als Bei-
träge zu zahlen, so dass sie im Alter 
diejenige Rente rauskriegen, die auf 
dieser Basis dann finanzierbar ist. 
Den Lebensstandard gesichert hat die 
gesetzliche Rente alleine nie, auch 
nicht in der direkten Nachkriegszeit. 

Die Arbeiter mehr an den Staat binden
Rentenversicherung – Über Motivation, Entwicklung und Umbrüche der gesetzlichen Altersvorsorge in Deutschland VON FRANK MUCK

D
ie Rentenversicherung steht 
unter Druck. Seit aus der 
Bevölkerungspyramide 
dank der demografischen 

Entwicklung ein Tannenbaum 
geworden ist, wird umso intensiver 
über die Zukunft des Rentensystems 
diskutiert. Müssen doch immer weni-
ger junge Menschen immer mehr 
Rentenempfänger finanzieren. Wirt-
schaftswissenschaftler und Lobbyis-
ten fordern unter anderem die Her-
aufsetzung der Regelaltersgrenze auf 
zum Teil über 70 Jahre. Die Bundes-
regierung versucht, mit dem Renten-
paket II gegenzusteuern. Doch wie ist 
die Rentenversicherung überhaupt 
entstanden? Und wie hat sie sich seit-
dem entwickelt?

Es begann damit, dass Reichskanz-
ler Otto von Bismarck sich genötigt 
sah, etwas gegen die Not der Arbei-
terschaft im ausgehenden 19. Jahr-
hundert zu tun. Ziel war es, eine Absi-
cherung gegen Unfall, Krankheit und 
die Risiken des Alters einzuführen. 
1889 wurde schließlich in Deutsch-
land das „Gesetz betreffend die Inva-
liditäts- und Altersversicherung“ 
eingeführt. Ein paar Jahre vorher 
hatte Bismarck bereits die gesetzliche 
Krankenversicherung und eine 
Unfallversicherung ins Leben geru-
fen. Die soziale Not der Arbeiter-
schaft war im Zuge der Industrialisie-
rung so groß geworden, dass Bism-
arck die Arbeiter wieder mehr an den 
Staat binden und deren Radikalisie-
rung verhindern wollte. 

Von Anfang an nach dem Prinzip 
der Selbstverwaltung
Konkret bedeutete das Gesetz, dass 
alle Arbeiterinnen und Arbeiter sowie 
„kleine Angestellte“ mit einem Jah-
resgehalt bis 2.000 Mark ab 16 Jahren 
rentenversichert waren. Der Beitrags-
satz zur Rentenversicherung betrug 
rund zwei Prozent, zu gleichen Teilen 
bezahlt vonArbeitgebern und Arbeit-
nehmern. Einen staatlichen Zuschuss 
gab es auch damals schon. Er betrug 
50 Mark im Jahr. Eine Altersrente gab 
es jedoch erst ab 70 Jahren mit min-
destens 30 Beitragsjahren. Grund 
war, so die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund (DRV Bund), dass vorran-
gig das Risiko der Armut durch Inva-
lidität abgesichert werden sollte. Die 
Altersrente war letztlich niedriger als 
die Invaliditätsrente.

Ein ganz entscheidender Aspekt, 
der heute noch in der Sozialversiche-
rung Bestand hat, ist das Prinzip der 
Selbstverwaltung. Schon damals 
wurde dieses Prinzip eingeführt. In 
der sozialen Selbstverwaltung 
bestimmen die Versicherten, Rentner 
und Arbeitgeber mit, wofür ihre Bei-
träge verwendet werden. Festgelegt 
werden die Rahmenbedingungen für 
das Sozialversicherungssystem vom 
Gesetzgeber, ausgefüllt dagegen von 
der Selbstverwaltung. Dazu gehören 
Beschlüsse über Haushalte von Versi-
cherungsträgern, Entscheidungen zu 
den Themen Finanzen, Personal, 
Leistungen, Organisation und Reha-
bilitation. Bei gesetzlichen Neurege-
lungen sorgt die Selbstverwaltung 
dafür, dass die Sicht der Versicherten 

und Arbeitgeber in die politischen 
Entscheidungsprozesse einfließt. 

1912 trat die Reichsversicherungs-
ordnung (RVO) in Kraft. Die RVO 
fasste die Regelungen der Arbeiter-
krankenversicherung, des Unfallver-
sicherungsrechts sowie des Invalidi-
täts- und Altersversicherungsrechts 
zusammen. Sie blieb bis 1992 das 
Kernstück des Sozialrechts.

Bis 1912 waren vor allem Arbeiter 
und einige geringverdienende Ange-
stellte versichert. Bereits mit dem 
Versicherungsgesetz für Angestellte 
vom 20. Dezember 1911 (Inkrafttreten 
zum 1. Januar 1913) wurden erstmals 
alle Angestellten versicherungs-
pflichtig. Laut DRV Bund sollte sich 
die Angestelltenversicherung unab-
hängig von den staatlichen Absiche-

Was sofort auffällt, wenn man die 
Geschichte der Rentenversicherung 
verfolgt, ist die Tatsache, dass es mit 
der Knappschaft eine spezielle Versi-
cherung für den Bergbau gab und 
heute noch gibt. Diese Trennung 
rührt tatsächlich aus dem Mittelalter. 
Demnach belegt eine Urkunde vom 
Rammelsberg bei Goslar, die auf den 
28. Dezember 1260 datiert ist, die 
erste Bergbruderschaft. Sie gibt laut 
DRV Bund damit den ersten Hinweis 
auf die Sozialfürsorge für Bergleute. 
Zur gegenseitigen Unterstützung 
gegen die Gefahren des Berufs seien 
bereits damals eigene Knappschafts-
kassen oder Gnadengroschenkassen 
gebildet worden. Wegen der besonde-
ren Belastungen und Risiken, denen 
Bergleute ausgesetzt sind, aber auch 
wegen des Strukturwandels im Berg-
bau, gelten für dort Beschäftigte auch 
heute noch Sonderregelungen. Für 
Bergleute ist heute die Deutsche Ren-
tenversicherung Knappschaft Bahn 
See der zuständige Rentenversiche-
rungsträger.

Einführung des Drei-Säulen-
Modells
Die Rentenreform von 1972 öffnete 
die gesetzliche Rentenversicherung 
für Selbstständige und Hausfrauen. 
Seitdem können alle, die nicht 
pflichtversichert sind, freiwillige Bei-
träge zur Rentenversicherung ent-
richten. Eine weitere einschneidende 
Reform zur zukunftsfähigen Finan-
zierung der Altersrente trat 1992 in 
Kraft. Die Altersgrenze 60 für Frauen 
und Arbeitslose sowie die Alters-
grenze 63 für langjährig Versicherte 
wurden auf 65 Jahre angehoben.

2002 folgte ein weiterer Umbruch. 
Die gesetzliche Rente wurde um frei-
willige, staatlich geförderte kapital-
gedeckte Vorsorge ergänzt: die Ries-
ter-Rente für abhängig Beschäftigte 
und die Rürup- oder Basis-Rente für 
Selbstständige. Um für mehr Verbrei-
tung der betrieblichen Altersversor-
gung zu sorgen, wurde zusätzlich der 
Rechtsanspruch auf Entgeltumwand-
lung eingeführt. Seitdem wird die 
Rente als Drei-Säulen-Modell propa-
giert: gesetzliche Rentenversiche-
rung, private Vorsorge und betriebli-
che Altersversorgung. Eine Herauf-
setzung der Regelaltersgrenze gab es  
dann nochmal 2007. Mit Übergangs-
fristen kam die Rente mit 67.
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rungsmöglichkeiten der Arbeiter 
entwickeln. Während Arbeiter bei 
den Landesversicherungsangestell-
ten (LVA) versichert waren, wurde für 
die Angestellten die Reichsversiche-
rungsanstalt für Angestellte gegrün-
det.

1933 schafften die Nationalsozialis-
ten gleich nach der Machtübernahme 
die Selbstverwaltung ab. Regime-
treue Leiter übernahmen die Füh-
rung der Rentenversicherungsträger. 
Große Teile ihres Vermögens mussten 
die Rentenversicherer in Reichsanlei-
hen anlegen. Damit wurden die 
Kriegsvorbereitungen finanziert. Die 
Nazis beraubten die jüdische Bevöl-
kerung und andere verfolgte Perso-
nengruppen ihrer Leistungsansprü-
che.

1938 wurde die Rentenversiche-
rungspflicht für Handwerker einge-
führt. Diese sollten im Alter finanzi-
ell abgesichert sein. Mit der Ände-
rung der Handwerksordnung 2004 
wurde diese Pflicht auf Anlage-A-Be-
rufe beschränkt. Diese müssen wei-
terhin mindestens 18 Jahre lang Bei-
träge zahlen.

1957: Die Rentenversicherung, 
wie sie heute funktioniert
Mit der großen Rentenreform von 
1957 wurde die Rentenversicherung 
so weiterentwickelt, wie sie sich im 
Grundsatz auch heute noch darstellt: 
als Umlageverfahren. Die Grund-
struktur des Systems wurde also mit 
der Reform von 1957 geschaffen 
(siehe Bericht unten).

Finanzierungsverfahren

Kapitaldeckungsverfahren
Die Sparanteile aus den Beiträgen 
der Versicherten werden am 
 Kapitalmarkt angelegt. Daraus 
wird ein Deckungskapital gebildet, 
das nach dem Ansparen die zu 
 zahlenden Leistungen abdecken 
soll.

Abschnittsdeckungsverfahren
Der Beitragssatz ist so festzulegen, 
dass die Einnahmen ausreichen, 
um alle in einem vorab bestimmten 
Zeitraum anfallenden Renten-
ansprüche decken zu können. 1957 
vorgeschrieben war, dass die Kapi-
talreserve der Rentenversicherung 
zusätzlich am Ende des Zeitraums 
noch für eine Jahresausgabe aus-
reichen sollte.

Umlageverfahren
Die laufenden Zahlungen an die 
Rentenbezieher werden aus den 
laufenden Einnahmen durch die 
Beiträge der Versicherten begli-
chen. Hinzu kommen noch Steuer-
zuschüsse.

Änderung der Kernelemente
Mit der Rentenreform von 1957 wurde die Finanzierung des Systems komplett umgestellt

Die Finanzierung der gesetzli-
chen Rentenversicherung war 
bei ihrer Entstehung 1891 gänz-

lich anders konzipiert als heute – 
nämlich über ein Kapitaldeckungs-
verfahren. Erst mit der Rentenreform 
von 1957 wurde auf ein Umlagever-
fahren umgestellt. Gundula Roßbach, 
Präsidentin der Deutschen Renten-
versicherung Bund (DRV Bund), war 
2021 anlässlich des 130. Jahrestages 
der Einführung ausführlich auf die 
Beweggründe der Umstellung einge-
gangen. 

Schon im Vorfeld der Einführung 
der Rentenversicherung habe es 
erhebliche Diskussionen um das 
Finanzierungsverfahren gegeben. 
Die Wirtschaft habe damals für eine 
Finanzierung im Umlageverfahren 
plädiert, da die Beitragsbelastung 
deutlich geringer ausgefallen wäre. 
Der Aufbau eines kapitalgedeckten 
Systems beinhalte immer eine Dop-
pelbelastung der Einstiegsgenera-
tion: einerseits für die Leistungen der 
aktuellen Rentnergeneration, ande-
rerseits für den Kapitalstock, der 
zukünftig die Ansprüche der Ein-
stiegsgeneration finanzieren sollte.

Trotz der Bedenken war der Kapi-
talaufbau erfolgreich. In den ersten 

zehn Jahren sei ein Kapitalstock ent-
standen, der mehr als zehn Jahres-
ausgaben an Renten entsprochen 
habe. Das Gesamtvermögen der Ren-
tenversicherungsträger belief sich 
1913 auf 2,7 Milliarden Reichsmark 
und damit auf mehr als 14 Jahresaus-
gaben an Renten. Die Anlage der Mit-
tel erfolgte überwiegend in Wertpa-
piere und Darlehen. 1917 waren mehr 
als 90 Prozent so angelegt. 

Aufgrund der Inflation nach dem 
Ersten Weltkrieg schmolzen die Ver-
mögensbestände allerdings zusam-
men. 1924 habe der Kapitalstock nur 
noch rund ein Siebentel des Vor-
kriegsniveaus umfasst. Daraufhin sei 
die Beitragshöhe so festgesetzt wor-
den, dass nur noch die voraussichtli-
chen Leistungsausgaben für einen 
Zeitraum von fünf Jahren gedeckt 
sein sollten und nicht mehr alle 
bereits erworbenen Rentenanwart-
schaften. Dies könne, so Roßbach als 
eine erste Hinwendung zum Umlage-
verfahren angesehen werden. 

„Dieser Widerspruch zwischen der 
Zielsetzung, die Rentenversicherung 
im Kapitaldeckungsverfahren zu 
finanzieren, und der Realität, in der 
dies mangels des dafür notwendigen 
Kapitalstocks nicht möglich war, 

ben erworbenen Lebensstandard 
orientieren sollen – Lohnersatz statt 
Zuschuss zum Lebensunterhalt. Das 
Leistungsniveau war mit der Reform 
um rund 60 Prozent angehoben wor-
den. Zusätzlich wurden Rentenan-
wartschaften und laufende Renten an 
die Entwicklung der Löhne gekop-
pelt. Die erworbenen Rentenanwart-
schaften als auch die daraus resultie-
renden Rentenzahlungen sollten nur 
der Entwicklung der Bruttolöhne 
angepasst werden. Bei der Reform 
1992 wurde wiederum die Orientie-
rung der Rentendynamik auf die Net-
tolöhne umgestellt.

Wegen der höheren Ansprüche 
musste der Beitragssatz damals von 
elf auf 14 Prozent angehoben werden. 
Das Umlageverfahren habe danach 
jedoch zu einer rund sechs Jahr-
zehnte führenden Stabilität geführt. 
Seitdem habe der Beitragssatz ledig-
lich in einem Bereich von rund zwei-
einhalb Prozentpunkten geschwankt. 
Auch der Anteil der Bundeszuschüsse 
an den Ausgaben der Rentenversiche-
rung sei seit Mitte der 2000-er-Jahre 
relativ stabil. Das Umlageverfahren, 
so Roßbach, bilde letztlich die Basis 
dafür, dass die Rentenversicherung 
so anpassungsfähig geblieben sei. fm

blieb auch in der Folgezeit erhalten“, 
sagt Roßbach.

Nach dem Zweiten Weltkrieg gin-
gen Anspruch und Wirklichkeit noch 
weiter auseinander. Die damaligen 
Anlagen wurden infolge der Auflö-
sung des Deutschen Reiches komplett 
wertlos. Für eine Kapitaldeckung 

habe es keine Basis mehr gegeben. 
Die Finanzierung sei praktisch der 
Realität angepasst worden.

Ein weiterer Grund für die Umstel-
lung der Finanzierung wurde eine 
Neuausrichtung des Leistungsrechts 
der Rentenversicherung. Die Rente 
habe sich von da an den im Arbeitsle-
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